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Anlege!. Lagekarte und Übersichtsplan

Anderunqsgenehmiqunq

Sehr geehrte Damen und Herren,

auf lhren o.g. Antrag wird meine luftrechfliche Genehmigung zur Anlage

und zum Betrieb des Sonderlandeplatz Wipperf ürth-Neye vom
30.04.1968, zuletzt geändert am 08.12.1980, 04.07. i996, 15.09..j999

und 21 ,'1 1.2005, wie folgt geändert:

1. Die bestehende Start- und Landebahn für motorgetriebene Luft.
fahrzeuge mit einer Länge von 5S0 m zwischen den Schwellen
wird im Westen vo. der Schwelle 11 um 230 m Startvorlaufstre.

cke verlängert. lm Osten wird die Startvorlaufstrecke vor der
Schwelle 29 von jetzt 50 m um 70 m auJ insgesamt j2O m ver.
längert. Die Gesamtbreite der Start-/Landebahn wird von 25 nl
auf 30 m erweitert.

Datum: 27. september 2013
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Erläutefung: TORA| Take-Ofi Run Available / Verfügbare Startlaufstrecke, LDA:

Landing Distance Available / Verfügbare Landestfecke

2. Die Ausdehnung der geänderten Start- und Landebahn ergibt

sich verbindlich aus der beigefüglen Lagekarte (M 1;5000) bzw.

dem Ubersichtsplan (M 1:25000).

Für diese Enlscheiduno wird eine Gebühr i. H. v. 500 Euro erhoben.

Nebenbestimmunqen

1. Die Platzhalterhaftpflichtversicherung isl zu erweitern. Die De-

ckungssumme für Schadensfälle muss mindeslens 500.000 Euro

(Personenschaden: 300.000 Euro; Sachschaden: 200.000 Euro)

betragen. Ein entsprechender Nachweis der Versicherung ist mir
'vorzu legen.

2. Die Markierung der Slart- und Landebahn ist an die Vorgaben der

Richtlinie über die Markierung und Befeuerung von Flugplätzen

mit Sichtflugbetrieb (derzeit: ,,Gemensame Grundsätze des Bun-

des und der Länder über die Markierung und Befeuerung von

Flugplätzen mit Sichtflughetrieb", NfL I 94/03) anzupassen.

3. Vor der Inbetriebnahme ist mir eine gutachterliche Stellungnahme

über die Tragfähigkeit der Betriebsflächen für motorgetriebene

Luftfahrzeuge vorzulegen.

Verfügbare Längen:

Betriebsrichtung TORA LDA

780 m 550 m

29 670 m 550 m
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Dle Inbetriebnahme der Slart- und Landebahn für motorgetriebe- seire3von24

ne Luftfahrzeuge darf erst erfolgen, wenn ich dies auf Grund einer

Abnahmeüberprü{ung gestattet habe (S 44 Abs. 1 und 3 LuftVZO

i. V. m. S 53 Abs. 1 LuftVZO).

Die Flugplatzbenutzungsordnung ist zu überarbeiten und mir zur

Genehmigung vorzulegen (S 43 Absatz 1 LuftVZO i.V. m. S 53
Abs. 1 LUftVZO).

Für eine Veröilentlichung der Änderungen im Luttfahrt-Handbuch

AIP VFR haben Sie mir die entsprechenden Unterlagen zuzusen-

den. Nach entsprechender Prüfung dieser Unterlagen werde ich

die Veröffentlichung veranlassen. Die dadurch entstehenden Kos-

ten sind von lhnen zu tragen.

Es sind folgende Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen für
den Verlust der BiolopJunktion durch die Beseitigung einer Hecke
umzuselzen:

a. Die Rodung der bestehenden Hecke darf nur außerhalb der
Brutzeit von Vögeln, also zwischen Ende Oktober und Ende
Februar, erfolgen.

b, Nach Erhalt dieses Genehmigungsbescheides, spätestens je-

doch bis zum 15.11.2014, ist eine parallel zum Rad- und

Gehweg verlau{ende, 140 m lange und 5 m breite Land-
schaftshecke nach Maßgabe des Landschaltspflegerischen
Begleitplans und in enger Abstimmung mit der Unteren Land-
schaftsbehörde zu pflanzen.

Vorbehalt nachträqlichei Anordnunqen sowie des Widerrufs
Die Anordnung nachlräglicher Beschränkungen der Genehmigung füf
den Betrieb sowie weiterer Aullagen, insbesondere zur Wahrung der
Sicherheit des Luftverkehrs und der öffeniichen Sicherheit und Ordnuna

6.

5.

7.
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sowie aus Gründen des Fluglärmschutzes, bleiben ebenso vorbehallen seite4von24

wie der jederzeilige WiderruJ oder die Rücknahme bzw. der Teilwiderruf
oder die Teilrücknahme der Genehmigung gemäB S 6 Abs. 2 LuftVG i.
V. m.53 LuftVZO sowie SS 48 und 49 Verwallungsverfahrensgeselz
(VwVtG).

Hinweis

Gem. S 17 Abs. 6 Bundesnaturschutzgesetz i.V.m. S 6 Abs. I Land.
schattsgesetz NRW sind die die festgesetäen Ausgleichs- und Ersatz.
maßnahmen der Unteren Landschaftsbehörde zur Eintragung in das
Verzeichnis mitzuteilen. Hierfür sollten Sie die inhaltliche und technische

Form der Dalenübermittlung mit der ULB abstimmen.

Begründung

Der Luftsportverein Wipperfürth e.V. betreibt den Sonderlandeplalz

Wippefürth-Neye. Die Genehmigung Iür den Betrieb dieses Sonderlan.

deplatzes besteht seit dem 30.04.1968. Der Flugplatz ist für Flächen-

flugzeuge bis zwei Tonnen und für Hubschrauber bis 5,7 Tonnen maxi.

malem Startgewicht zugelassen und verfügt über eine unbefestigte

Graspisle für motorgetriebene .Luftlahrzeuge und eine daneben liegen.

de, ebenfalls unbefestigie Segelllugpiste mit Zulassung für die Staffor

men Winden- und Flugzeugschlepp (Anderungsgenehmigung vom

08.12.1980). Für den Betrieb von Ballonen (AnderungsgenehmigunE

vom 04.07.1996) und Ultraleichtflugzeugen (Anderungsgenehmigung

vom 15.09.1999) besteht die P1licht, eine vorherige Genehmigung durch

den Platzbetreiber einzuholen. Mil Anderungsgenehmigung vom

21.11.2005 änderte sich der Status des Flugplatzes vom Verkehrslan-

deplatz zum Sonderlandeplatz.

Der Luftsportverein Wipperfürth e.V. hat am 06.03,2009 zunächsl eine

Verlängerung der Startvorlaufstrecken der bestehenden Slart- und Lan-
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debahn für lvlotorf lugzeuge um 350 l\4eter in westlicher Richtung sowie sete5von24

um 70 lileter in östlicher Richlung beantragt. Die Breite der Bahn sollte

von 25 auf 30 m vergrößert werden.

Ziel des Vorhabens ist eine Optimierung der flugbetrieblichen Siiuation

bei Starts von LuflJahrzeugen. Zum einen sollen sich hierdurch die Über.

flughöhen über angrenzende bebaule Bereiche vergrößern, zum ande.

ren verbesserten sich mit einer Vorveriegung der Startpunlde die Si.

cherheitsreserven, die z.B. für das Ausrollen im Falle eines Startab-

bruchs benötigt werden. Die Lage der Landeschwellen soll unberühr-

bleiben. Dle Verlagerung des Startpunktes im Weslen soll ausschließlich

für Starts in Richtung Osten genutZ werden. Die hierfür erforderlichen

Ostwetterlagen liegen zu etwa 25 % im Jahr vor. Die Erweiterung der
Bahnbreite diene der Anpassung des Flugplatzes an die Richtlinie zur

Anlage von Flugplälzen 1ür den Sichtflugbetrieb (NfL | 327101). Eine An.

derung des Flugbetriebs, insbesondere eine Ausweitung, soll mil dem

Vorhaben nicht verbunden sein.

Zu dem Vorhaben hafie ich am 14.12.2010 verschiedene Behörden und

Träger ötientlicher Belange beleiligt. Die dazu eingegangenen Anregun.
gen und Bedenken hatte ich dem Antragsteller am 31.05.2011 mitgeteilt.

Es wurden u.a. Bedenken zu Fragen des Nalur- und des Hochwasser.

schutzes geäußert. Der Antrag vom 06.03.2009 wurde daraufhin über.
arbeitet und mit Datum vom 12.04.2012 neu gefasst. Entsprechend den

Ergebnissen eines Ortstermins mit Vertretern der Naturschutzverbände

wurde nunmehr eine Verlängerung der Startvorlaulstrecke im Westen

um nur noch 230 lvetern beantragt. Der Luftsportverein Wipperfürth e.V.
hat dazu Gutachten zur Umwellverträglichkeitsuntersuchung einschließ-
llch eines Fachbeitrags Artenschutz sowie einer Landschaftspflegeri.

schen Begleitplanung erstellen lassen. Durch die Verkleinerung der be-

antragten Verlängerung von 350 l/elern auf 230 Meier im Westen vor
der Schwelle 11 entfiel der ursprünglich notwendige Erdmassenaus-
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gleich. Zu entfernen ist hierfür jedoch eine Hecke, für die im unmittelba- seite6 von 24

ren Umfeld eine Ausgleichsptlanzung vorgesehen ist. lch habe zu dem
geänderten Antrag am 05.09.2012 und 03.01 .2013 erneut verschiedene

Behörden und Träger öffentlicher Belange beteiligt.

Insgesami reichien diese nachfolgende Anregungen und Bedenken ein:

a.) Lärmschutz

Partei Bündnis90/ Die Grünen. Ortsverein Wipperfürthr Durch die Verla-
gerung des Startpunktes würden zukünfiig andere Bewohner der Neye-
Siedlung gestört.

b.) Naturschutz

Landesbüro der Naturschutzverbände:Es fehle im Zusammenhang mit
der UVP an einer eingehenden Untersuchung der Schutzgüler sowie

eine Abwägung von Allernaliven, einschließlich der Nullvariante, weil

durch das Vorhaben ein Naturschutz- bzw. FFH-Gebiete überplant wird,

weil neben dem Naturschutz auch andere Schutzgüter wie Gewässer-

schulz, Boden- und L-iärmschutz belroffen seien. Die Beeinlrächtigung

der geschützten Lebensräume könne nichl durch Ljärmschutz gerechl-

fertigt werden, weil auch ohne die Verlängerung der Bahn die zulässi-
gen Richtwerte nichl überschritten würden und die positiven Effekte nur

bei Starts in Richtung Oslen auftreten, welche nur einen Anteil von ca.

10 "/. det Gesamtstarts hätten. Die Auswirkungen der zusälzlichen

Lärmbelastung im FFH-/NSG-Gebiet seien nicht ausreichend betrachtet,

es fehle an einer artenbezogenen Untersuchung und einer Betrachlung

der Auswirkungen auf die Lebensräume der einzelnen Arten. Außerdem

sei nicht geklärt, ob und ggf. wie diese Auswirkungen kompensiert wer-

den könnten. Die Eingriffs- /Ausgleichsbewertung erscheine wegen des

Betrachtungszeilraums von nur g0 Jahren als nicht ausreichend. Das

Vorkommen von Braunem Auenboden und Auengley sei eine boden-
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kundliche Besonderheit, die ausgeglichen werden müsse. Das Anlegen sertezvonaa

des RadwandeMeges stelle eine negative Vorbelastung lür schützens-
werte Arlen dar; eine weitere Beeinträchtigung der sensiblen Auenbe-
reiche des FFH-Gebietes sei wegen der Summaiionswirkung nichl hin-
nehmbar. Die geplante Erweiterung der Start- und Landebahn wider-

spreche den Schutzzielen des NSG Wupper und Wipper bei Wipper-
lürth, hier der Wiederherstellung einer intakten Auenlandschaft. Durch

das Vorhaben würden außerdem die Lebensräume nach der FFH-
Richtlinie Anhang l, die ebenfalls Erhaltungsziet der Verordnung über
das NSG slnd, bedroht. lnsgesamt sei daher eine Befreiung von den
Vorschriften der Verordnung erforderlich. Die FFH-
Verträglichkeitsunlersuchung tuße auf veralteten Daten, weil sie sich aut
die Voruntersuchung zur FFH-Verträglichkeit aus 2003 beziehe und Kar-
tierungsdalen heranziehe, die älter als 5 Jahre sind. So werde u.a. in
Bezug auf den Rolmilan nicht der aktuelle lst-Zusland widergespiegelt.
Wegen möglicher erheblicher Beeinträchtigungen eines Natura-2000-
Gebietes sei eine förmliche FFH-Verträglichkeitsunlersuchung erforder-
llch.

Partei Bündnis 90/ Die Grünen, Ortsverein Wipperfürthr Die lnanspruch-
nahme von FFH-Flächen seiiür eine reine Vertagerung der Lärmauswir-
kungen nichl zu rechtfertigen. Auch wenn nur Randbereiche der Wup-
peraue betroffen wären könne dies nicht toleriert werden, weil bereits
jetä im FFH-Gebiet widerrechtlich Ballonstarts stattfänden. Kompensa-
tionsmaßnahmen seien nicht Ziel führend, es gehe um eine Elitensivie-
rung der der Nulzung der Wupperaue und deren naturschutzmäßiqe
Weiterenlwicklun'9.

Landesamt für Natur, Umwelf und Verbraucherschutz NRW: Durch die
Verlängerung der Start- und Landebahn würden pufferllächen der FFH-
Lebensraumtypen im FFH-Gebiet DE-48i 0-901 beanspruchl; es ist frag_
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l ich, ob die dieser Eingriff (2.8. der Verlust potentieller Lebensräume für seire svon 24
die Fauna) vor dem Hintergrund der Lärmminderung notwendig bzw.
verhällnismäßig ist. Die Auffassung des Gutachters, dass das Vorhaben
unter Berücksichtigung der Vermeidungs_ und Minderungsmaßnahmen
keine erheblichen Beeinträchtigungen des FFH_Gebietes zur Folge ha-
ben dürfte, wird geteilt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte eine
separate artenschutzrech. iche prülung durchgeführt werden, wobei dre
bereits in der FFH-Venräglichkeitsprülung betrachteten Arten unter rein
arten-schutzrechtlichen Gesichtspunkien ebenlalls zu berücksichliaen
seien.

Unlere Landschaftsbehörde beim Oberberoischen Kreis: Die Durchlüh_
rung des Vorhabens bedürfe einer landschaftsrechflichen BeJreiung von
den Geboten und Verboten der Verordnung zum Nalurschutzgeselz.
Diese soll nach Einholung eines Votums des Landschaftsbeirates nicht
erteilt werden. Es bestehen artenschutzrechfliche Bedenken, weil die hn
Planungsraum vorkommenden Rote-Liste-Tier, und pflanzenarten, ins_
besondere die nach der dem BNatSchG streng geschützten Vogelarten,
nicht im Erhaltungszustand ihrer population nachhaltig beeinträchtig
werden dürfen. Dazu werden Auszüge aus dem Landschaftsplan, dem
Biotopkatasler, dem Landschaftskataster elc. vorgelegt. Nach der Ande_
rung der Ausbauplanung wurde durch die Untere Landschaftsbehörde
arn 27.05.2013 eine landschaftsrechfliche Befreiung erteilt.

Bezirksregieruno Köln als Höhere Landschaftsbehörde: Aus den Unter_
lagen seien die Betroffenhelt der Uvp-relevanten Umweltmedien sowie
die ggfls. erforderlichen Vermeidungs- und Gegenmaßnahmen hinrei_
chend deutlich erkennbar. Das Benehmen der Höheren Landschaftsbe_
hörde zur Zulassung des Eingriffes wird mit folgender Ergänzung bestä-
tigt: da die Zulassung des Vorhabens nicht zeillich betristet ist, sind
auch die lestgelegten Kompensationsmaßnahmen dauerhaft in ihrer



Bezirksregierung Düsseldorf

vorgesehenen Funktionserf üllung zu sichern. Sofern die luttverkehrs- seiresvon24

rechtliche Zulassungstähigkeit des Vorhabens besteht, wird die Beurtei-
lung des Gutachters, dass unter Beachlung der Vermeidungs- und l\,4in-
derungsmaßnahme keine erheblichen Beeinträchtigungen des FFH-
Gebietes in seinem Schutzzweck sowie in seinen für die Erhaltungsziele

maßgeblichen Bestandteilen entstehen, geteilt. Der landschattspjlegeri-

sche Begleitplan sowie die FFH-VU enthielten weitgehend nachvollzieh-
bare und für dle Zulassungsentscheidung überwiegend vollständige An-
gaben bezüglich einer Artenschutzprüfung. Aufgrund aktueller Erkennt-
nisse zum Bestand des Rotmilan und seiner Habitate dränge sich zwin-
gend eine Nachkartierung und ggfls. Neubeurteilung einer möglichen
Betroffenheit als aktualisierte Entscheidungsgrundlage auf. l,4it Schrei-
ben vom 22.10.2012 stimmte die Bezirksregierung Köln dem Ergebnis
der nachträglich eingereichten Artenschutzprülung zu, wonach unter
Berücksichtigung der vorgeschlagenen Maßnahmen zur Vermeldunq
und Verminderung keine erheblichen Beeinträchtigungen bzw. Ver-
schlechterungen des Erhaltungszustandes verursachl werden.

c.) Flugbetriebliche Sicherheit

Landesbüro der Naturschutzverbände: Mil einer EMeiterung der Lan-
debahn nach Westen werde das Vogelschlagrisiko erhöht.

Fa. Poli-Film GmbH: Die vertikalen Abstände zwischen den baulicherl
Anlagen des Werkes der Fa. Poli-Film im Westen der Start- und Lande-
bahn verringerten sich bei Starts Richtung Weslen möglicherweise noch
weiter. Sie seien bereits jetA bedenklich gering. Auch bei Landungen
von Luftfahrzeugen könnte eine zu geringe überflughöhe die Folge sein
Es sei ein faldisches Verschieben der Schwelle in Richtung Westen zu
besorgen, das bei gleichbleibendem Winkel der An- und Abflugfläche zu
Kollisionen mit einem Schornstein des Werkes führen könnte. Bauliche
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Erweiterungen des Werkes auch in die Höhe könnien durch die Planung s"it" rouonza

beeinträchtiot werden.

d.) Wasserrecht

Landesbüro der Nalurschutzverbände: Die geplante Slart- und Lande-

bahn würde in den Entwlcklungskorridor der Wupper hineinragen: dieser

Aspekt sei in der FFH- Verträglichkeitsprüfung und im landschailspJlege-

rischen Begleitplan nichl berücksichtigt worden. l\4öglicherwelse werde

das Uberschwemmungsgebiei der Wupper beeinträchtigt, Es bestehe

die Gefahr einer Verschmutzung des Grundwassers; auch müsse unler-

suchl werden, inwieweit eine Verschmulzung des Oberflächenwassers

von Aue und Wupper zu befürchten sei.

Untere Wasserbehörde beim Oberbergischen Kreis: Die vorgesehene

Baumaßnahme liege nach der erslen Planung teilweise im festgeleglen

Überschwemmungsgebiet der Wupper und sei damit genehmigungs-

p{lichtig. Ein gesonderter hochwasseraulsichtlicher Genehmigungsbe-

scheid seitens der Unteren Wasserbehörde sei nicht erforderlich, wenn

eine baurechtliche Zulassung, bei deren Erteilung auch die Genehmi"

gungsvoraussetzungen des S 113 LWG NRW geprüft werden, erforder-

Iich ist. Jedoch seien verschiedene Aullagen in die Baugenehmigung

aufzunehmen (keine InansDruchnahme des restlichen Überschwem-

mungsgebietes, keine Verunreinigung des Gewässers bei den Bauar-

beiten, Anderungen oder Erweilerungen der Anlage nur mit neuer Be-

freiung nach S 113 LWG NRW). Unier Berücksichtigung der Planungs-

änderung teilte der Oberbergische Kreis am 23.10.2012 mit, dass das

Vorhaben nach dem zweiten Planungsentwurf nlcht mehr !m geselzlich

festgestellten Uberschwemmungsgebiel der Wupper liege.

Bezirksregierung Köln als Obere Wasserbehörde: Die Gewässerent-

wicklung der Wupper werde nach dem ersten Planungsentwurf in dem
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betrachteten Abschnitt weiter eingeengl, sodass Bedenken gegen das seiie11von24

Vorhaben bestanden. Es sei nicht abschließend Jestzustellen, inwieweit
durch das Vorhaben in Anspruch genommene Gewässerentwicklungs-
flächen für die Umsetzung der Wasserrahmenrichflinie unabdingbar
sind. Diese wasseMirtschaftlichen Bedenken wurden mil Schreiben vorr
22.10.2012 nach der Planungsänderung (Reduzierung der Bahnverlän,
gerung) zurückgenommen.

e.) Bodenschutz

Unlere Bodenschutzbehörde beim Oberberqischen Kreis: Aus boden-
schuizrechlicher Sicht bestehen bei Einhaltung der Vorgaben des Land_
schaftspflegerischen Begleitplans keine Bedenken.

Der Geologische Dienst NRW, die Deutsche Flugsicherung GmbH
(DFS) und die Stadt Hückeswagen äußerten keine Bedenken.

Beqründunq

1. Geoenstand der Entscheiduna
Gegenstand der beantragten luftrechflichen Entscheidung ist die Erwet-
terung der Slart- und Landebahn für den Motorflug des Sonderlande_
platzes Wipperf ürih-Neye gemäß dem Antrag vom 06.09.2009 in der
Fassung vom 1 3.1 2.201 2.

2. Zuständiokeit

Nach S 31 Abs. 2 Nr. 4 LuftVG i. V. m. Arr. 87 d Abs. 2 GG obtiegt die
Genehmigung von Ftugplätzen nach S 6 LuftVG den L.ändern ats Bun_
desauftragsverwaltung. Für die Erteilung der Genehmigung bin ich im
vorliegenden Fall örflich und sachlich zuständig (S 50 LuftVZO i. V. m. S
39 Abs. 2 LuftVZO).
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3. Verf ahrensrechlliche Beurteilung

Der Antrag mlt den dazugehörigen vollständigen Unterlagen war nach $

6 Abs. 4 S. 2 LUftVG zu beschelden. Danach ist eine Anderungsgeneh

migung erforderlich, wenn die Anlage oder der Betrieb des Flugplatzes

wesentlich eMeitert oder ergänä werden soll. Maßnahmen zur Erweite.

rung der Start- und Landebahn auf einem für den Betrieb mit Segelflug-

zeugen, Motorsegler, motogetriebenen Lultfahrzeugen und Hubschrau-

bern vorgesehenen Fluggelände stellen eine wesentliche Anderung dar

Hierauf finden die in S 6 Abs. 2 LuftVG eMähnlen Genehmigungsvo-

raussetzungen entsprechende Anwendung. Danach ist vor der Erteilung

der Genehmigung besonders zu prüfen, ob die geplante Maßnahme den

Ertordernissen der Raumordnung entspricht und ob die Erfordernisse

des Naturschutzes und der LandschaftspJlege sowie des Slädlebaus

und der Schulz vor Fluglärm angemessen berücksichtigt sind. Die Ge-

nehmigung ist zu versagen, wenn das in Ausslcht genommene Gelände

hlerfür ungeeignet ist oder Tatsachen die Annahme rechttertigen, dass

die öifentliche Sicherheil oder Ordnung gefährdei wird. S 6 LUftVG stellt

nach dem Urteil des Bundesverwallungsgerichts vom 17.02.1971 (DVBI

1971, 415) die Erteilung einer Genehmigung - abgesehen von. den

zwingenden Versagungsgründen des S 6 Abs.2 S.2 LUftVG - in das

Ermessen der zuständigen Behörde. Allgemeine Verwaltungsvorschril-

len im Rahmen der Bundesauftragsverwallung nach Art. 85 Abs.2 GG

i.V.m. 5 32 Abs.6 LuftVG sind für den Vollzug des LuftVG und der Lufl-

verkehrszulassungs-Ordnung (LuftVZO) nicht erlassen. Das Verfahren

richtel sich daher nach den allgemeinen verwallungsrechtlichen

Grundsälzen. Das Genehmigungsverfahren ist entsprechend den von

der BundesveMaltungsgerichtsrechtsprechung entwickelten Vorgaben

an das VeMaltungsverfahren durchgetührt worden. Alle erkennbar von

der Maßnahme Betroffenen wurden rechtzeitig am Verfahren beteiligt.

W
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4. Eionuno des Fluoolatzgeländes seiie 13 von 24

Das Gelände des Sonderlandeplatzes ist für eine Erweiterung der Start-

und Landebahn in dem hier genehmigten UmJang geeignet. Durch die
Erweiterung der Startvorlaufstrecken erhöht sich die flugbetriebtiche SF

cherheit am Fiugplatz Wipperfürth, weil Luftfahrzeuge bewohnte Gebiete

nach dem Start in größerer Höhe überfliegen können. Eine erhöhte Ge-
fährdung der Industrieanlagen der benachbarten Fa. Poli-Film ergibt

sich nicht, weil die Landeschwellen nicht verlegt werden. Somit bleiben

dle Anilugflächen gleich. Für Starts in Richlung Westen vergrößert sich

sogar die Überflughöhe der Gebäude.

Auch ergeben sich keine Anhaltspunkte für eine Erhöhung des Vogel-

schlagrisikos.

Der Flugplalz ist eingestuil in die Codezahl 1 gemäß der Richflinie des
Bundesministeriums für Verkehr, Bauen und Stadtentwicklung vom
02.11.02001 (NfL | 327101). Die sich daraus ergebenden Hindernisbe-
grenzungsflächen wurden untersucht, diese Fläche durchdringende

Hindernisse sind nicht vorhanden. Die Flugbetriebsflächen sind entspre-

chend dieser Richtlinie eingerichtet.

5. Fluglärmschutz

Erhebliche oder gar unzumutbare Lärmauswirkungen sind durch die Er-

weiterung Start- und Landebahn nicht zu eMarten. Ausweislich der vor-
gelegten Schalltechnischen lmmissionsprognosen verringert sich hier-
durch die Fluglärmbelaslung in den nahegelegenen Siedlungsgebieten.
Die erslellten lärmphysikalischen Gutachlen der Fa. Accon GmbH lnge-
nieurbüro für Schall- und Schwingungslechnik, Greifenberg, vom
30.06.2009, ergänä am 15.09.2011, konstatieren für den geptanten

Ausbauzustand Dauerschallpegel von über 55 dB(A) nur an einzelnen
Gebäuden im Nahbereich des Flugplatzes. Die EMeiterung der Lande-
bahn bewirkt an den berechnelen tmmissionsorten eine Verringerung
der Fluglärmbelastung bis zu 3,8 dB(A)" Milhin ergeben sich keine von
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einigen Einwendern beJürchteten erheblichen Belastungen Jür andere seite 14 v'n 24

bisher weniger belasteten Anwohner

Die verwendeten gutachterlichen BerechnungLsgrundlagen sind nicht zu

beanstanden. Sie basieren aul den Flugbewegungszahlen des Jahre

2008, die sich nach plausibler Aussage des Antragstellers zukünftig

nlcht erheblich verändern werden. In dieser Flugbelriebsprognose wur-

de jeweils nach Slart- / Landerichtung und verwendetem Luftfahrzeug-

muster differenziert. Zu Grunde gelegt wurden außerdem richtigerweise

die im Lageplan eingezeichneten An- und Abflugrichtungen.

Weilerhin wurden zur Immissionsberechnung und zur Beurteilung der

Lärmauswirkung acht lmmissionsorte ausgewählt. Diese liegen unter-

halb und direkt neben den An- bzw Abflugwegen der Startrichtungen 1'1

und 29. Es erfolgte eine Berechnung jeweils des ,,status quo" und des

Ausbauzuslandes bezüglich der beantragten Veränderung der start- und

Landebahnlänge. Die Berechnungen erfolgten zusätzlich gesondert für

den Flugbetrieb an Sonntagen. Alle Ergebnisse und die Differenzwerte

der jeweiligen Betrachtungen wurden dargestellt.

Der Gulachter komml zu dem Ergebnis, dass sowohl nach dem bisheri-

gen Ausbauzustand wie nach den ursprünglich geplanten Veränderun-

gen (Ausbau der Start- und Landebahn in Richtung Westen um 350 m)

N4ittelungspegel über 55 dB(4 tags nur auf dem Flugplatz selbst auftre-

ten werden. Durch die geplante Verlegung der Startschwelle wird im

Osten eine minimale Pegelerhöhung von unter 0,1 dB(A) bewirkt, im

Westen, d.h, im Bereich der angrenzenden Wohnbebauung, werden die

Werte um bls zu 3,8 dB(A) verringert.

Nach den gulachterlichen Berechnungen entslehen selbst bei Einzelbe-

trachtung des durcnschnittl ichen Flugbetriebs eines Sonntags der sechs

verkehrsreichsten Monaie l\,4ittelungspegel von über 55 dB(A) lediglich

im Randbereich des Wohngebiets Neye.
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Das Gutachlen ist plausibel und in sich schlüssig. Die Berechnungs- seite 15 von 24

grundlagen sind nachvollziehbar, die Berechnung selbst erfolgte durch
eine geeignete Software. Die Ergebnisse werden daher hier verwendet.

Die Vorhabensträgerin ha1 auf meine Anlorderung hin das o.g. Schali
technische Gutachten in Bezug auf die Veränderung der Ausbaupla-
nung (Reduzierung auf 230 m in Richtung Westen) überprülen lassen.
Das beauftragte Ingenieurbüro kommt in seiner Slellungnahme vom
'15.09,201 1 zu dem Ergebnis, dass eine um 1 20 m reduzierte Verlänge-
rung der Start- und Landebahn nur geringiügige Pegeländerungen an
den maßgeblichen lmmissionsorten von max. 0,2 dB(A) zur Folge hat,
Das heißt, die Lärmreduzierung, die mit dem Ausbau erreicht werden
kann, fälll an vier der acht betrachtelen Immissionsorte um 0,1 bzw. 0,2
dB(A) geringer aus. Trotzdem ergeben sich durch den Ausbau Flug-
lärmpegelreduzierungen zwischen 0,4 und 3,8 d(A).

Insgesamt ist feslzustellen, dass der beantragle Ausbau den gesetzge-

berischen Zielen des Leirmschutzes entgegenkommt.

6. umryellveüagjilhleltsp fu s luVD
Gemäß S 3 a Umweltprüfungsverträgtichkeitsgesetz (UpVG) war festzu-
stellen, ob tür das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltuerträglichkeitsprüfung (UVp) besteht. Eine FFH-
Verträglichkeitsunlersuchung aus dem Jahr 2OO4 zeigte allgemeine
Auswirkungen auf die Natur und .Landschaft durch die geplanten Bau-
maßnahmen, wie den Wegfall von Biotopflächen, die Beeinlrächligung
der Vogelfauna und das Heranrücken von Betriebsflächen an die WuD-
per. Erhebllche Beeinträchiigungen auf die Schutzziele des ör ichen
FFH-Gebietes seien danach nicht zu erwarten, wenn bestimmte Ver-
meidungs- und Verrninderungsmaßnahmen umgesetzt werden. Durch
die Baumaßnahmen seien aber Auswirkungen auf FFH-schulzgüter
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nicht ausgeschlossen (u.a. Biotopverlusle durch die Vernichtung einel

Hecke, Störungen empfindlicher Vogelarten). Nach Autfassung des

Bundesministerium lür umwelt ist eine UvP-Pflicht in der Regel zu beja'

hen, wenn es sich bei dem Vorhaben um ein Projekt gemäß S 10 Abs. 1

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) handelt, das geeignet isl, ein

Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein europäisches Vogel-

schutz zu treeinträchligen. Da eine mögliche Beeinträchligung des FFH-

Gebietes nicht ausgeschlossen werden kann, bin ich nach Prüfung von

einer Pflicht zur Durchführung einer UVP ausgegangen und habe diese

d u rch g efüh rt.

lm Rahmen eines Scoping-Termin i. S. von S 5 UPVG am 1210.2009

auJ dem Sonderlandeplatz Wipperfürth sowie mil Schreiben vom

18.1 1 .2009 habe ich den Antragsteller über lnhalt und umfang der vo-

raussichtlich nach S 6 UPVG beizubringenden Unterlagen unterrichlel

Hierzu legte mir der Antragsteller folgende Unlerlagen vor:

- Genehmigungsantrag vom 06.03.2009, aldualisiert Dezember

2010 und 12.04.20121 13.12.2012

- Technische Vorhabensbeschreibung, Nov. 2008 und 12.O4 2012

- Überslchlsplan, Lageplan, Längsschnitte, Querschnitt
- Lärmphysikalisches Gutachten, Juni 2009 und 15.09.2011

- FFH-Verträglichkeitsunlersuchung, September 2010

- Landschaftspflegerischer Begleitplan zur StartpunKverlagerung

am Sonderlandeplatz Wipperfürth Neye, 31.10.2011, Büro hell-

mann + Kunze, Fleichshof
- Fachbeitrag Artenschutz gem. S 44 BNatschc zur Verlagerung

des Startpunktes am Sonderlandeplatz Wipperf ürth-Neye am

21 ,10.2011, Büro hellmann + kunze, Reichshof

Die nach SS 7 und I UPVG vorgeschriebene Unterrichtung und Beleili-

gung jener Behörden, deren umwellbezogener Autgabenbereich durch
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das Vorhaben berührt wlrd, wurde am 14j2.2O1O eingeleilet. Den nach- seire 17 von 24

folgend genannten Behörden und Trägern öffen icher Belange wurde
unter Ubersendung der planungsunterlagen (FFH-
Verträglichkeitsuntersuchung September 2010, Landschaftspflegeri-
scher Begleilplan September 2010, Untersuchung zu S I 13 Abs. 2 LWG
(Überschwemmungsgebiet)) Gelegenheit gegeben, hierzu Slellung zu
nehmen und Einwendungen zu erheben: Stadt Wipperfürth, Stadt Hü_
ckeswagen, Bezirksregierung Köln, Oberbergischer Kreis, Wupperver-
band, Geologischer Diensl NRW, Landesamt für Natur, Umwelt und
Verbraucherschutz, Landesbüro der Naturschutzverbände NRW.
Weiterhin wurde mit öffentlicher Bekanntmachung in den betroffenen
Gebieten die Öffentlichkeit an dem Verfahren betelligt, indem die o. g.
Unterlagen während des Zeltraumes von einem Monat 14.01.2011_
14.02.2011 im Alten Stadthaus der Stadt Wipperfürth zu jedermanns

Einsicht ausgelegt wurden. Hierauf und auf die Einwendungstristen
wurde durch ortübljche Bekanntmachung vom 29.12.20j0 hingewiesen
Es gingen Stellungnahmen von privaten personen und juristischen per_

sonen des Privatrechts ein, die oben bereits zusammenqefasst wurden.

l. Zusammentassende Darstellung der UVp nach S 11 UVPG
Darstellung der erheblichen Wirkungen des Vorhabens auf Schutzqüter

_s-.c.hulzgr]t MeBscb.
Ostlich des Platzes befinden sich Wohnbebauungen der Stadt Wipper-
fürth. In wesllicher Richtung liegt ein Gewerbegebiet mit wenigen ein_
zelnen Wohnhäusern und im Süden einige Einzelhöfe. Innerhalb der
Siedlungsgebiele kommt insbesondere den Wohngebieten höchste:
Schutz zu. Die Ergebnisse des o.g. lärmphysikatischen Gutachtens zei
gen, dass sowohl im Slatus euo als auch im Ausbauzustand Dauer_
schallpegel von über 55 db(A) nur an einzelnen Gebäuden im Nahbe-
reich des Flugplatzes zu eMarien sind. Die veränderte Lärmsituatiorr
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durch den Ausbau des Landeplalzes ergibt im Wesenllichen eine Ver- seiblavon24

ringerung der Fluglärmbelastung in bebauten Bereichen. Nachts erge-

ben sich keine Belastungen aus dem Fluglärm, da wie bisher kein nächt-

licher Flugbetrieb geplanl isl. Bezüglich der Berechnungsmethoden wird

auf den obenstehenden Abschnitt ,,FIuglärm" veMiesen.

S,.chul-zsut-Liel
Aus einer intensiven Zielarten-Erfassung im Jahr 2004 lagen konkreten

Hinweise aul das Vorkommen besonders / streng geschützter Tierarten

gem. Anlage 1 Spalte 2 und 3 BArtSchV vor. Für das Vorhaben wurde

eine Artenschulzprüfung dahingehend vorgenommen, ob mil dem Vor-

haben Schädigungs- und Störungsverbote gemäß S 44 Abs. 1 Nr- 1 -

1 4 Bundesnaturschutzgeselz (BNatschc) verwirklichl werden. Verbots-

tatbestände gemäß des o. g. Gesetzes sind das Verbot einer Zerstörung

von Fortpflanzungs- und Ruhestätten, Tötungsverbot und Störungsver-

bot, Als planungsrelevante Arten wurden insgesamt neun Fledermausar-

ten, zehn Greituogel bzw. Eulenarten sowie elf weitere Singvogel bzw.

sonstlge Vogelarten berücksichtigt. Besonderes Augenmerk wurde auf

den mit einem Horst in unmittelbarer Nähe zum Sonderlandeplatz an-

sässigen Rotmilan gelegt.

Nach den Untersuchungen ist mit der Verlagerung des StartpunKes am

Sonderlandeplatz Wipperfürth-Neye keine Verschlechterung des Erhal-

tungszustands der lokalen Populatlonen der als planungsrelevant ermit-

telten Arten zu erwarten. Die ökologische Funktion der vom Eingriff be

troffenen Biotopllächen im räumlichen Zusammenhang wird weiterhin

erfülll und der Erhaltungszustand der lokalen Populationen der Arten

verschlechtert sich nicht.

S.chutzgut Vegetation

Als potentielle natürliche Vegetation gibt der landschattspilegerische

Begleilplan im Untersuchungsraum den Siieleichen-Hainbuchen-
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Auenwald einschließlich der bach- und tlussbegleitenden Erlenwälder seite Tevon 24

an. Durch die geplanten l\.4aBnahmen wird in die Vegetation des pla_

nungsgebieles eingegrjJlen, Die Verlängerungsstrecke ragt im Weslen
um ca. 80 m in das bestehende Naturschutzgebiet ,,Wupper und Wipper
bei Wipperfürth" hinein, welches als Natura-2000-Gebiel gemeldet wur-
de. Es ist erforderlich, eine ca. 700 m2 umfassende Strauchhecke aus
bodenständigen Gehölzen und Ziergehölzen zu beseitigen. Diese Wild-
hecke geht als Lebensraum für Vögel, Insetten und Kleinsäuger verlo_
ren. Eine Ersatzpflanzung lst vorgesehen.

S,_,c_h,ut?Sut.E--o__d-gn
Vorliegend ist ein 60 - 20O cm starker Brauner Auenboden, stellenweise
Auengley, anzutreffen. Er ist gem. den Angaben des Oberbergischen
Kreises aus 2011 einem Bodentyp der Kategorie ll zuzuordnen, das
sind Böden mit extremen Wasser, und nährstotfangeboten als natürli_
cher Lebensraum für seltene Vegetationsgesellschaften. Nach der Karte
der schutzwürdigen Böden des ceologischen Dienstes NRW aus 2OO4
unterliegt der Braunen Auenboden der Schutzwürdigkeitsstufe .j. Bo_
deneingriffe sind jedoch nach der Änderung des plans (Verlängerung
der Startvorlaufstrecke im Westen um nur noch 230 m) nicht erforder_
I ich.

S-_-c_huLz,Sul-\ry..as_,-s€r
In unmittelbarer Nähe zum Flugplatz fl ießt die Wupper. Sie weisl dort
eine Gewässergüle der Klasse ll auf. Von Seiten des WuoDerverban
des wurde festgestelll, dass selbst die nach dem ersten Entwurf geplan_
ten Bodenbewegungen im wesflichen Bereich nicht zu einer Verschlech_
terung der Hochwassersilualion führen können. Eine zusätzliche Ge_
fährdung der Grund- und Oberflächenwasserverschmutzung ist nicht
gegeben, da mit der beaniragten Maßnahme keine Anderung in Anzah
Typ und Klasse der eingeseläen Fluggeräte verbunden sind. Dieser
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Einschätzung hat sich die Bezirksregierung Köln als Gewässerschutz' s€ire 20vo' 24

behörde anoeschlossen.

S--o-hu.Esui-.!-uft
Das Weltergeschehen wird im Planungsgebiet übeMiegend durch

Westwind-Strömungen geprägt. Luftbelastungen treten nur in geringem

Umfang aufgrund des Straßenverkehrs auf der Bundesstraße 237 auf

Da in Folge der Verlängerung der Start- und Landebahn keine Steige-

rung der jährlichen Flugbewegungszahlen eMartet wird, ist auch mit

keiner Steigerung der Schadstoffemissionen durch Luftfahrzeuge zu

rechnen.

S_ a_h.uLz,gut. l-.a! d -s_qhaftl.'Erh.slu nS
Der Untersuchungsraum hai abgesehen von den Belätigungen des
Luftsportvereins keine besondere Bedeutung für die landschaftsorien-

tierte Erholung der Bevölkerung.

S,.chukSut .K_u l.!r.r t'
Kultur- und sonstige Sachgüter, die Objekte von gesellschaftlicher Be-

deutung und öffentlichem lnteresse sind, sowie Bodendenkmäler gemäß

S 3 Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westialen sind im unmittelbaren

Umfeld des Planungsgebietes nichl vorhanden.

ll. Zusammenfassende Bewertuno der UVP nach S 12 UPVG

Eine Bewertung der Wirkungen des Vorhabens auf Schutzgüter ergibt -

unter Berücksichligung der vorgeiegten Gulachten sowie Einwendungen

von Behörden, Privatpersonen, Unternehmen und Träger öffentlicher

Belange - dass vorhabenbedingt keine so gewichtigen Beeinträchtigun-

gen von Schutzgütern im Sinne des S 11 UVPG zu besorgen sind, dass
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das beantragte Vorhaben lachplanungsrechtlich in Frage zu stellen wä- serre 21 von 24

re,
So entsteht keine weitere Beeinträchtigung der Lärmbelästigung durch

den Flugverkehr am Sonderlandeplatz lür Anwohner der näheren Um.

gebung. Dauerschallpegel über 62 db(A), die als Beurteilungswerte aus

medizinischer, psychologischer und sozialwissenschaftlicher Sicht her.

angezogen wurden, sind in den angrenzenden Wohngebieten nichl zu

erwanen.

Die gutachterlichen Feststellungen über die weitere Erfüllung der ökolo.

gische Funktion iler vom Eingriff betroffenen Biotopflächen und den Er-

haltungszusland der lokalen Populationen der Arten wurden von de'

Unleren und der Höheren Landschaftsbehörde geprüJt. Die FFH-

Voruntersuchung enthält nach Auffassung der Höheren Landschaftsbe-

hörde weitgehend nachvollziehbare und für die Zulassungsentscheidung

überwiegend vollständige Angaben, insbesondere bezüglich der Arten-

schutzprüJung. Der Verbotstatbestand der Zerstörung von Fortpllan-

zungs- und Ruhestätten wird danach für keine der vorkommenden Arten

erfüllt. Auch das Tötungsrisiko erhöht sich durch das Vorhaben nicht

signifikant. Zusätzliche Störungen können für den Rolmilan nicht gänz-

lich ausgeschlossen werden, jedoch ist davon auszugehen, dass die

Erheblichkeitsschwelle der Störungen nicht erreicht wird. Das Einlreten

von Verbotstatbeständen nach S 44 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BNalSchG kann für

die im Untersuchungsraum vorkommenden Arten daher ausgeschlossen

werden. l\y'it einem erhöhten Vogelschlagrisiko ist nicht zu rechnen, da

sich die Flugbewegungszahlen nicht erhöhen werden.

Einer erheblichen Beeinlrächtigung der Vegetation wird durch die Um-

selzung der vorgesehenen dauerhaflen Ausgleichsrhaßnahmen (Ge

hölzpJlanzung parallel zum Rad- und Gehweg) ausreichend entgegen-

gewirkt.

Weiterhin ist festzustellen, dass das Vorhaben bei Umselzung aller

Vermeidungs-, l\.4inderungs- und Ausgleichsmaßnahmen (geringere Ver-
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längerung der Startvorlauistrecke als ursprünglich geplant, Beseiligung seite22von24

der Hecke außerhalb der Brulzeit von Vögeln, Ersatzpflanzung) keine

erheblichen Beeinlrächtigungen des FFH-Gebietes ,Wupper und Wipper

bei Wipperfürth" in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck

maßgeblichen Bestandteiien im Sinne der FFH-VU zur Folge hat und

somit als verträglich einzustufen ist

Durch die Untere Landschaftsbehörde des Oberbergischen Kreises

wurde am 27.05.2013 iür den Eingriff gem. S 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG

eine Befreiung von den Ge- und Verboten des Landschaftsplans zum

Naturschutzgebiet'Wupperaue" erteilt.

Abschließende Abwäqunq

Als Ergebnis der vorgenommenen Abwägung unter Berücksichligung

aller entscheidungserheblichen Talsachen ist festzustellen, dass keine

Gründe vorliegen die beantragte Genehmigungsänderung zu versagen.

In die Gesamtabwägung habe ich u.a. das lnteresse des Antragstellers

an einer Nutzung einer verlängerten Start- und Landebahn iür l\4olor-

flugzeuge bei Ostwetterlagen und mögliche Auswirkungen auf die

Schutzgüter des LUftVG berücksichtigl. Beeinträchtigungen insbesonde-

re auf naturschutzrechtliche Belange sind als gering zu bewerten, mil

der Pflanzung einer Hecke wird der nolwendige anlagebedingle Eingrifi

(Beseitigung einer als Lebensraum dienenden Slrauchhecke) ausgegli-

chen. Insgesami war dem Ziel elner Verbesserung des Fluglärmschut-

zes sowle der llugbetrieblichen Sicherheit eine höhere Bedeutung zu-
zumessen. Entscheidungserheblich kommt hinzu, dass ein Kompromiss

zwischen den Nalurschutzbehörden sowie Naturschutzverbänden und

dem Anlragsleller getroffen wurde, in dem ein neuer Antrag gestelll

wurde worin die Verlängerung der Start- und Landebahn im Weslen

slatt auf 350 Meler auf nur 230 l\.4eter lestgelegl worden ist.



Bezilksregierung Dtisseldorf

Beqründunq der Kostenentscheidunq seite 2s von 24

Nach S 107 LUftVZO erheben die Luftfahrtbehörden Gebühren nach der
Luftverkehrszulassungsordnung (LuftVZO). Die Entscheidung erfolgl
gemäß S 107 LUftVZO i- V. m. SS t, 2, 3 und ga der Kostenverordnung
der LuftfahrtveMaltung (LuftKosM und Abschnitt V Ziff. 5 Buchsl. b)
des aktuellen Gebührenverzeichnisses lässt einen Gebührenrahmen
zwischen 150 Euro bis 50.000 Euro zu. Unter Berücksichtigung der Be_
deutung des wirtschaftlichen Werts oder des sonsligen Nutzens der
Entscheidung ist eine Gebühr in Höhe von 5OO Euro anoemessen.

lch bitte darum, den o.g. Betrag unter Angabe des Kassenzeichens T
T24353271o5LSVW|PPER innerhalb von 14 Tagen auf das aus Seite 1
angegebene Konto der Landeskasse zu überweisen.

Rechtsbehelfsbelehrunq

Gegen diesen Bescheid und die enthaltene Gebührenfestsetzuno kann
innerhalb eines Monats nach Zusteljung Klage erhoben werden. Die
Klage isl gegen die Bezirksregierung Düssetdorf, Cecilienallee 2, 40474
Düsseldorf zu richten und muss den KIäger sowie den Gegenstand des
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Äntraq enthal_
ten. Die Klage ist beim zuständigen Verwallunosoericht Köln, Aooellhol_
plalz,50677 Köln schrifttich einzureichen oder iui Niederschrift zu erktä-
ren. Die Klage kann auch in elektronischer Form nach l\4aßoabe der
Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei deri Verwal_
lungsgerichten ünd den Finanzgerichlen im Land Nordrhein_Westfalen _
ERWO VGiFc - vom 07. November 2012 (cV. NRW. S. S48) einge_
reicht werden.

Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Durchschriften bel_
gefügt werden- Falls die Frist durch das Verschulden eines von lhnerr
Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden
lhnen zugerechnet werden.

Hinweise zur Klageerhebung in eleldronischer Form und zum elektroni_
schen Rechtsverkehr finden Sie auf der Homepage des Justizministeri_
ums des Landes Nordrhein-Westfalen (www.justiz.nrw.de).
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Es wird darauJ hingewiesen, dass eine Klage gegen die Ge- seite24von24

bührenentscheidung gemäß S 80 Abs. 2 Nr. 1 VeMaltungsgerichtsord-
nung keine aufschiebende Wirkung hat.

Durch die Bürokratieabbaugesetze I und ll is1 das einer Klage bisher
vorgeschaliete Widerspruchsverfahren abgeschaJft worden. Zur Ver-
meidung unnötiger Koslen empfehle ich lhnen, sich vor Erhebung einer
Klage zunächst mh mir in Verbindung zu selzen. So können etwaige
Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage sicher behoben werden.
Die Klagefrist von einem Monat wird durch einen solchen außergerichtli-
chen Einigungsversuch jedoch nicht verlängert.

Mit ireundlichen Grüßen

lm Auftrag

(Nüse)


